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 Im Kampf für Demokratie, gegen die  
 extreme Rechte und Antisemitismus hilft  
 nur eine starke Zivilgesellschaft.   Um die  
 Zivilgesellschaft in ihrem Einsatz für die  
 Demokratie in Thüringen zu unterstützen,  
 wurde vor 20 Jahren der MOBIT e.V. gegründet.  
 20 Jahre MOBIT heißt 20 Jahre Arbeit an der  
 Seite der Zivilgesellschaft im Kampf gegen  
 die extreme Rechte und für eine solidarische  
 Gesellschaft. Ich bin sehr glücklich, dass  
 ich diese Arbeit seit 2014 als Vorsitzender begleiten und unter-  
 stützen darf. Ich hatte all die Jahre ein tolles Team an meiner Seite  
 und konnte an der Verwirklichung wichtiger Projekte teilhaben.  
 Die Gründungsphase des Vereins lag am Ende einer unfassbaren Zeit,  
 die heute als »Baseballschlägerjahre« bekannt ist. Wir sprechen in  
 diesem Zusammenhang über eine neonazistische Dominanz und  
 Gewalt auf den Straßen, der es entgegenzutreten galt, auch in Thü-  
 ringen. Um all die Engagierten zu unterstützen und sie nicht allein  
 zu lassen, wurde damals MOBIT ins Leben gerufen. Anlass war — und  
 das sollte niemals in Vergessenheit geraten — der antisemitische  
 Brandanschlag auf die Synagoge in Erfurt. 

 Seither ist viel passiert, und wir haben gemeinsam in Thüringen  
 einiges erreicht. Aber es heißt auch, nicht müde zu werden und sich  
 weiterhin den enormen Herausforderungen entgegenzustellen.  
 Thüringen ist immer noch die Hochburg von Rechtsrock-Konzerten,  
 im Thüringer Landtag sitzt eine extrem rechte Partei, und nach wie vor  
 ist die Zahl rassistischer Gewalt und brutaler Übergriffe auf Menschen,  
 die extrem rechten Akteur:innen nicht ins Weltbild passen, leider auf  
 konstant hohem Niveau. Auch die Zahl antisemitisch motivierter  
 Straftaten hat in einem hohen Maße zugenommen. Nach 20 Jahren  
 ist also auch der richtige Zeitpunkt, um all diese Herausforderungen  
 zu diskutieren und weiterhin voller Energie die Menschen zu unter-  
 stützen, die für Menschenrechte, für eine solidarische Gesellschaft  
 und gegen deren Gegner:innen auf die Straße gehen oder die täglich  
 in ihrem Umfeld Position für die Demokratie beziehen. Dabei stehen  
 wir als Vorstand fest an der Seite unseres Teams und werden auch  
 die kommenden 20 Jahre im Kampf für ein lebenswertes Thüringen  
 für alle Menschen gemeinsam zusammenstehen. 

 Sandro Witt   Vorstandsvorsitzender MOBIT e.V. 

Sandro Witt



 Die Abwehr von Antisemitismus betrifft uns alle.   Mittlerweile ist es  
 über 20 Jahre her, dass drei Neonazis versucht haben, die Synagoge in  
 Erfurt in Brand zu stecken. Sowohl politische als auch zivilgesellschaft-  
 liche Akteur:innen zeigten sich seinerzeit schockiert über das Ausmaß  
 an Gewalt, welches Jüdinnen und Juden in Deutschland zuteil wurde.  
 Für uns Juden kam dieser Anschlag nicht überraschend, denn wir  
 haben die über Jahre gewachsene judenfeindliche Stimmung im gan-  
 zen Land mit großer Sorge wahrgenommen. Als Reaktion gründeten  
 verschiedene Organisationen, zivilgesellschaftliche Initiativen und  
 die Jüdische Landesgemeinde Thüringen den MOBIT e.V., um all jene  
 zu unterstützen, die sich gegen Neonazis engagieren wollen. 

 Seitdem hat sich viel getan und MOBIT ist inzwischen ein anerkann-  
 ter Akteur und die Hand im Rücken der Zivilgesellschaft im Kampf  
 gegen Rassismus, Antisemitismus und andere menschenverachtende  
 Ideologien. Als Gründungsmitglied gibt es durchaus Anlass zur Freude,  
 schaut man zurück auf die zahlreichen Initiativen und Menschen, die  
 hier Unterstützung fanden. Dennoch stehen wir vor großen Herausfor-  
 derungen: Die extreme Rechte zeigt sich in Thüringen aktiver denn je.  
 Der Antisemitismus ist in einem hohen Ausmaß in die Öffentlichkeit  
 zurückgekehrt, obwohl wir immer gehofft hatten, dass dies nicht mehr  
 möglich sei. Egal ob wir über offene Hetze gegen Jüdinnen und Juden,  
 Holocaustleugnung oder antisemitische Verschwörungsmythen reden:  
 Überall begegnen uns die alten Bilder, die zur Vernichtung unserer  
 Vorfahren geführt haben. Trotz alledem sind wir auch froh, so viele  
 Freund:innen in der Zivilgesellschaft, in großen Teilen der Politik, in  
 den anderen Religionsgemeinschaften zu haben. Diese Freundschaft  
 und Unterstützung gibt uns Rückhalt, auch wenn wir zu oft den  
 Eindruck haben, dass dem rechten Treiben zu wenig Einhalt geboten  
 wird. Um unsere Demokratie zu schützen und um die extreme Rechte  
 und Antisemitismus zurückzudrängen, brauchen wir ein entschiedenes  
 Gegenhalten aus einer breiten Schicht der Gesellschaft.  
 Wir brauchen die Menschen, die sich ein-  
 setzen für ein solidarisches Miteinander  
 und gegen Hass  und Menschenverachtung.  
 Darum ist es wichtig, im jüdischen Themenjahr,  
 in dem es um jüdisches Leben in Thüringen  
 geht, auch über die zivile Gesellschaft für  
 Demokratie und gegen Rechtsextremismus  
 und Antisemitismus zu sprechen. 

 Reinhard Schramm   Vorsitzender der  
 Jüdischen Landesgemeinde Thüringen 

Reinhard Schramm
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 Podiumsdiskussion:   Der Brandanschlag  
 auf die Synagoge in Erfurt  
 und der »Aufstand der Anständigen« 

Schnell einig waren sich die Gesprächspartner:­
innen darin, dass in den 1990er-Jahren der 
Staat und die Politik die extreme Rechte konse­
quent verharmlost haben. Zudem machte die 
nunmehr gesamtdeutsche Bundesrepublik 
keine Angebote zur Demokratiebildung und 
zum Aufbau einer demokratischen Zivilgesell­
schaft. So konnten neonazistische Gruppen 
sehr frei agieren und die Gesellschaft extrem 
rechts beeinflussen. Kahane bringt es in ihrem 
Resümee auf den Punkt: »Was sie [die Landes­
regierungen, Anm. MOBIT] nicht erkannt haben, 
war, dass es überall in Ostdeutschland eine 
massive völkische Stimmung gab.«
  Über den antisemitischen Brandanschlag am 
20. April 2000 auf die Erfurter Synagoge waren 
beide daher auch nicht überrascht, wohl aber 
empört. Er ist ein Sinnbild für Versäumnisse 
im Kampf gegen den Rassismus, Nationalismus 
und Antisemitismus, für die rückblickend 
»Baseballschlägerjahre« genannte Dekade.  
Das Ereignis mobilisierte jedoch größere Teile 
der Zivilgesellschaft, die das Verharmlosen, 
Ablenken und Abtun satthatte. In dieser Dyna­
mik wurde der MOBIT e.V. gegründet.
  Die Hoffnung, eine Mobile Beratung in Thü­
ringen könne die Defizite in der Arbeit für 
Demokratie und gegen die extreme Rechte 
beseitigen, stellte sich im Rückblick als zu kurz 
gedacht heraus. Diesem Maßstab kann keine 
einzelne Initiative gerecht werden. Aber den­

Anetta Kahane ist die 
Vorstandsvorsitzende  
der im Jahr 1998 gegrün- 
deten Amadeu-Antonio-
Stiftung. Die Stiftung  
ist seither eine wichtige 
Akteurin in der Arbeit 
gegen Rechtsextremis-
mus und insbesondere  
in der Arbeit gegen Anti
semitismus. 

Anetta Kahane
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noch sieht das Podium durchaus Erfolge. Mit 
MOBIT gibt es nun einen verlässlichen Partner 
für Beratung, Motivation und Unterstützung. 
Die Mobile Beratung leistete und leistet weiter­
hin einen wertvollen Beitrag zur inhaltlichen 
Klarheit von Zivilgesellschaft, die sich im selbst­
bewussten und entschiedenen Engagement 
gegen die extreme Rechte, heute insbesondere 
gegen die AfD, äußert. MOBIT als hauptamtliche 
Stütze der Zivilgesellschaft hat seinen Anteil 
daran, dass die Gegenbewegung vom Podium 
heute viel stärker eingeschätzt wird als in den 
1990ern.
  Für die Zukunft geben Anetta Kahane und 
Frank Spieth MOBIT und allen Engagierten mit 
auf den Weg, dass es sinnvoll ist, die eigenen 
demokratischen Gesellschaftsvorstellungen 
selbstbewusst als attraktiv darzustellen. Frank 
Spieth meint dazu: »Es gibt eine überwältigende 
demokratische Mehrheit, die man unterstützen 
muss!« Dabei solle besonders der ländliche 
Raum fokussiert, dessen Perspektiven gesehen 
und genutzt und für demokratische Konzepte 
gewonnen werden. Man dürfe nicht nachlassen, 
die Politik zu ›nerven‹, denn nur dann bewege 
sie sich und schaffe die Rahmenbedingungen, 
in denen eine demokratische Gesellschaft mit 
MOBIT wirken könne. »Ich halte es einfach für 
wichtig, dass die finanziellen Grundlagen für 
die Arbeit von MOBIT stabilisiert sind, damit die-
ses ständige Stop-and-go beendet wird, Punkt«, 
erklärte Frank Spieth.

Frank Spieth (Gründungs-
mitglied und erster Vorsit
zender MOBIT e.V.) ist seit 
fünfzig Jahren engagierter 
Gewerkschafter. Ab 1992 
war er DGB-Vorsitzender in 
Thüringen. Als führender 
Gewerkschafter in Thürin-
gen unterstützte er seit den 
1990er-Jahren zivilgesell-
schaftliche, antifaschisti-
sche Aktionen und trieb  
im Jahr 2000 die Gründung 
des Trägervereins für die 
Mobile Beratung in Thürin-
gen MOBIT e.V. maßgeblich 
voran.

Frank Spieth
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Konzept »Zivilgesellschaft«. Mit 
Zivilgesellschaft wird in der Regel 
eine gesellschaftliche Sphäre 
zwischen oder jenseits von Staat, 
Wirtschaft und privaten Gemein­
schaften (z.B. Familien) verstan­
den. Positiv wird erwartet, dass 
zivilgesellschaftliche Vereinigun­
gen freiwillige Zusammenschlüsse 
sind, die überwiegend »unentgelt­
lich, öffentlich, gemeinschaftlich 
und am Gemeinwohl orientiert, 
zumindest gemeinwohlverträg­
lich« agieren.

Politische Funktionen der Zivil-
gesellschaft. Die Zivilgesellschaft 
gilt als idealer demokratiepoliti­
scher Lernort. Mehrheitlich wol­
len Engagierte etwas gestalten, 
beziehungsweise suchen sie nach 
Gemeinsamkeiten und Gemein­
schaft. Eine lebendige und vielfäl­
tige Zivilgesellschaft bildet deshalb 
eine wichtige Grundlage für eine 
starke Demokratie und ihre politi­
schen Institutionen.

Profil der deutschen Zivilgesell-
schaft. Starke Zivilgesellschaften 
sind nur in Demokratien zu erwar­
ten. Allerdings gibt es auch in west­
lichen Demokratien Unterschiede; 
geprägt von nationalen Traditionen 
und politischen Einflüssen entwi­
ckeln sich spezifische charakte­
ristische assoziative Muster mit 
regionalen Ausprägungen. 

Zivilgesellschaft in den neuen 
Bundesländern. Inzwischen ist 
die Zivilgesellschaft in den neuen 
Bundesländern vergleichsweise 
jung, agil und weniger stark ver­
bandlich organisiert. Sie reagiert 
auf vielfältige gesellschaftliche, 
lokale Problemlagen und wird ganz 
wesentlich von (Einzel-)Akteur:­
innen getragen. 

Befunde zur Zivilgesellschaft  
in Thüringen. In Thüringen woh­
nen 80 Prozent der Bevölkerung 
im ländlichen Raum, in den neuen 
Bundesländern insgesamt sind es 

Prof. Dr. Roland Roth ist Politikwissenschaftler. Er gehört zu den  
Gründern des Komitees für Grundrechte und Demokratie, ist Mitglied  
im Wissenschaftlichen Beirat von Attac und Mitbegründer des 
gleichnamigen Instituts für Protest- und Bewegungsforschung.

 Möglichkeiten und Grenzen   zivilgesellschaft-  
 lichen Engagements   für eine demokratische  
 und menschenrechtsorientierte Gesellschaft 
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70 Prozent. Der ländliche Raum ist 
ganz besonders auf das Ehrenamt 
angewiesen, es gibt dort aber auch 
besondere Probleme. 

Dunkle »unzivile« Zivilgesell-
schaft. Die in Deutschland verbrei­
tete Gleichsetzung von Engagement 
und Demokratiestärkung greift zu 
kurz. Eine Ausweitung von Enga­
gement muss nicht demokratieför­
dernd wirken. Auch rechtspopulis­
tische und rechtsradikale Strömun­
gen entwickeln zivilgesellschaft­
liche Zusammenschlüsse. 

Die Praxis der zivilgesellschaftli-
chen (Selbst-)Korrektur. Projekte 
innerhalb der Bundes- und Landes­
programme, wie das Thüringer 
Landesprogramm für Demokratie, 
Toleranz und Weltoffenheit (*2010), 
haben in den letzten zwei Jahrzehn­
ten erheblich dazu beigetragen, die 

Digitaler Input  
zu zivilgesell- 
schaftlichen 
Engagements  
für eine demo- 
kratische und  
menschenrechts- 
orientierte  
Gesellschaft

dunkle Seite der Zivilgesellschaft 
auszuleuchten, zu intervenieren 
und nach Formen zu suchen, wie 
die Ausbreitung der Dunkelzone 
verhindert und nach Möglichkeit 
zurückgedrängt werden kann.

Vielfältige Herausforderungen
Trotz dieser erfolgreichen Profes­
sionalisierung der Demokratieför­
derung in Bund und Ländern gibt es 
genügend Anlässe, über die Reich­
weite dieser Praxis nachzudenken. 
Wir befinden uns aktuell mitten 
im Kampf um das »neue Gesicht 
der Demokratie«. Es häufen sich 
weltweit die Anzeichen für einen 
rapiden Zerfall des dominanten 
liberalen Demokratiemodells der 
Nachkriegszeit. Für die Zukunft der 
Demokratie dürfte entscheidend 
sein, ob und wie wir uns diesen 
politischen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen stellen. 
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Die Thüringer Zivilgesellschaft en­
gagiert sich seit mehr als 20 Jahren 
für eine demokratische Kultur vor 
Ort und setzt sich kontinuierlich 
mit extrem rechten Aktivitäten, 
Inhalten und Strategien auseinan­
der. Den demokratischen Ak­
teur:innen ist es gelungen, den 
Wandlungsprozessen der extre­
men Rechten stets mit innovati­
ven, nachhaltigen Antworten zu 
begegnen. Ziel des Workshops war 
es, diese Aspekte der Zivilgesell­
schaft abzubilden und zeitgleich 
die jeweiligen Herausforderungen 
im Kampf um ein menschenrechts­
orientiertes Miteinander zu disku­
tieren. 
  Im Mittelpunkt des Workshops 
stand der Austausch der Engagier­
ten untereinander zu Erfahrun­
gen, Motivation, Stolpersteinen 
und förderlichen Faktoren für ihr 
Engagement. Dabei wurden ver­
schiedene Schlaglichter diskutiert. 
Zu Beginn der 2000er kam es zum 
Erstarken der extremen Rechten 
in Thüringen, woraufhin Zeitzeug:­
innen berichteten, dass sie mit 
Initiativen zur Sensibilisierung 
der Öffentlichkeit und mit einer 
anschließenden Vernetzung 
reagierten. Das zweite Schlaglicht 

bildete das Jahr 2014, als die ex­
treme Rechte asylfeindliche und 
rassistische Einstellungen in der 
Bevölkerung instrumentalisierte 
und für sich nutzen konnte. In die­
sem Zeitraum weitete die demokra­
tische Zivilgesellschaft thematisch 
ihren Blick und ihre Aktivitäten 
aus und konnte dabei auf das seit 
2008 arbeitende landesweite 
Netzwerk von Thüringer Bündnis­
sen und Initiativen zurückgreifen. 
Mit dem Auftreten der extrem 
rechten AfD in Thüringen stellten 
sich neue Herausforderungen für 
die Zivilgesellschaft. Dezidiert 
wurde eine fehlende klare demo­
kratische Haltung seitens einiger 
Politiker:innen, Verwaltungsmit­
arbeiter:innen, aber auch von Tei­
len der Gesellschaft bemängelt, die 
ein Engagement für Demokratie 
und Menschenrechte behinderten.
  Die geschilderten Erfahrungen 
setzten Ausgangspunkte für die 
weitere Diskussion, in der es im 
Folgenden vor allem um unterstüt­
zende und hemmende Faktoren 
für zivilgesellschaftliches Enga­
gement und den Einsatz für die 
Demokratie und gegen Rechts­
extremismus ging.

 Work shop 1:   »Die demokratische Zivil-  
 gesellschaft — Ein Rückblick mit Ausblick« 
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Mit Blick auf die aktuellen Her­
ausforderungen formulierten die 
Teilnehmenden des Workshops 
folgende Forderungen und Wün-
sche an Mitstreiter:innen, Unter-
stützer:innen, Politik, Verwaltung 
und Gesellschaft: 

E �Angesichts der Erfahrungen 
und aktuellen Zustände kann 
niemand mehr ruhig bleiben. 
Erhebt eure Stimme!

E �Engagierte benötigen Rückhalt, 
z.B. durch Beratung von Verei­
nen und Initiativen.

E �Es braucht (räumliche) Begeg­
nungsorte und finanzielle Unter­
stützung für Initiativen, die sich 
für ein menschenrechtsbasier­
tes Zusammenleben einsetzen.

E �Eine breitere Darstellung der 
positiven Effekte von Demokra­

tie-Projekten vor Ort würde eine 
höhere Sichtbarkeit von Erfolgen 
und Errungenschaften fördern.

E �Es wird eine aktive Auseinander­
setzung mit der Geschichte der 
antifaschistischen Bewegung 
angeregt, um eigene Positionen 
zu reflektieren und die eigene 
Motivation zu bestärken. 

E �Es besteht die Notwendigkeit, 
sich mit »Extremismusdenken« 
kritisch auseinanderzusetzen.  

E �Eine klare Abgrenzung zur 
extrem rechten Partei AfD  
wird als dringend erforderlich 
benannt.

Die Ergebnisse des Workshops 
flossen in die Abschlussdiskussi­
on der Tagung mit ein. 

Protest gegen  
eine AfD-Wahl- 
kampfveran- 
staltung am  
17. Oktober 2019  
in Camburg 
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und Aktionen bestärkt fühlen, 
wurden Gegenkräfte verunsichert 
und gespalten und die ›Mitte der 
Gesellschaft‹ von jeglicher rechten 
Ideologie und Einstellungsmus­
tern freigesprochen.
  Dies bildete die Ausgangslage 
für extrem rechte Organisationen 
und deren Entwicklung. Zusätzlich 
trug der Thüringer Verfassungs­
schutz mit der Besoldung seiner 
Spitzel erheblich zur Professiona­
lisierung extrem rechter Organi­
sationen bei.
  Die Bildung der rot-rot-grünen 
Koalition 2014 machte einen Poli­
tikwechsel gegenüber Rechts mög­
lich. Menschen, die auch in den 

»Was verbinde  
ich persönlich  
mit Politik im  
Kampf gegen  

Rechts?«: Asso- 
ziationsabfrage  

im Workshop

Angesichts massiver rechter 
Ausschreitungen hat die Politik 
um die Jahrtausendwende einen 
»Aufstand der Anständigen« 
ausgerufen. Wie aber haben sich 
die Zuständigen verhalten? Was 
kennzeichnete die Politik der 
letzten Jahrzehnte in der Ausein­
andersetzung mit Rechts, welche 
Auswirkungen hatte sie auf die 
Zivilgesellschaft? Mit Blick auf die 
letzten 20 Jahre kann Folgendes 
festgehalten werden:

Bis 2014 wurde die extreme Rechte 
in Thüringen verharmlost. Im 
Ergebnis konnten sich extrem 
rechte Ideologien, Organisationen 

 Work shop 2:   Die Rolle der Politik im  
 Kampf gegen die extreme Rechte seit 1990 



13

vorhergehenden Landtagen und  
in der Zivilgesellschaft gemeinsam 
gegen die extreme Rechte einge­
treten waren, befinden sich seither 
in der Regierungskoalition.
  Nachdem zu zivilgesellschaft­
lichem Protest ein parlamentari­
scher Druck seitens der rot-rot-grü­
nen Koalition hinzukam, begann 
2017/18 ein Politikwechsel gegen­
über Rechts, nicht zuletzt auch, um 
das Image Thüringens zu retten. 

Die Teilnehmenden des Workshops 
diskutierten die Rolle von Politik 
als Unterstützung von Zivilgesell­
schaft. Einig war man sich darüber, 
dass die Politik sich nicht darauf 
ausruhen könne, dass die Zivil­
bevölkerung sich gegen Rechts 
positioniert und dass dieses Enga­
gement nicht ihre Arbeit ersetzen 
dürfe. Dazu braucht es mehr Wert­
schätzung für antifaschistisches 
Engagement und eine Entkrimina­
lisierung, welche den Beteiligten 
immer noch u.a. in Form der Extre­
mismus-Theorie begegnet. Jenseits 
von Regierungshandeln wurde die 
Rolle von Politik als sehr schwer­
mütig und ambivalent beschrieben. 
Zu häufig bestätige sich das Bild, 
dass man staatlichen Behörden 
nicht trauen könne. Ein weiteres 
Problem sei zudem die noch immer 
vorherrschende Verharmlosung 
und zum Teil ausbleibende Bestra­
fung von neonazistischen Angrif­
fen und Attentaten. Dazu wurde 
diskutiert, inwiefern Kritik an 

Behördenhandeln tabuisiert wird 
und wo eine öffentliche Rücken­
deckung und Solidarität durch 
Politik dringend notwendig wäre, 
jedoch fehlt. 
  Für die noch zu führende Debatte 
zu Distanz und Staatsnähe von 
zivilgesellschaftlichem Engage­
ment müssen folgende Fragen eine 
Rolle spielen: 

E �Welche Effekte hat Staatsnähe 
auf zivilgesellschaftliches 
Engagement? 

E �Wie viel Staatsnähe darf/sollte/
muss es geben, um politisches 
Engagement in der Zivilgesell­
schaft zu unterstützen? 

E �Inwiefern greifen Staat und 
Politik in zivilgesellschaftliches 
Handeln ein durch verschiedene 
Abhängigkeitsverhältnisse wie 
Finanzierung und inhaltliche 
Ausrichtung? 
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bedeuten und welche Auswirkun­
gen sie auf Gegenstrategien haben.

Analyse. Die extrem rechte Szene 
hat sich in den vergangenen Jah­
ren ständig verändert: Waren die 
1990er-Jahre noch durch bomber­
jackentragende Skinheads geprägt, 
schaffte es die NPD Anfang der 
2000er-Jahre sogar in mehrere 
Landtage. Daneben entstand ein 
jugendlicher Rechtsextremismus, 
der sich immer auch an vorherr­
schenden Jugendkulturen orien­
tierte. Heute sind ›Autonome Natio­
nalisten‹, die im Stile linksradikaler 
Gruppen auftraten, schon wieder 

Welche Veränderungen hat die 
extreme Rechte in Thüringen in 
den letzten 20 Jahren durchlau­
fen? Anhand einiger Schlaglichter 
wollen wir gemeinsam mit den 
Teilnehmenden beleuchten, wie 
sich die extreme Rechte organisa­
torisch, strategisch und in ihrem 
Auftreten verändert hat. Gleich­
zeitig gibt es sowohl auf personeller 
als auch auf ideologischer Ebene 
Konstanten, die sich über den ge­
samten Zeitraum aufzeigen lassen. 
Daran anschließend wollen wir 
diskutieren, was diese Kontinui­
täten und Veränderungen für die 
demokratische (Zivil-)Gesellschaft 

 Work shop 3:   Die extreme Rechte  
 im Wandel — vom Thüringer Heimatschutz  
 zur »Neuen Rechten« 
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in Vergessenheit geraten. Gerade in 
Thüringen waren die letzten Jahre 
vor allem durch die expandierende 
Rechtsrock-Szene und das Agieren 
der AfD geprägt. Wir erleben eine 
extrem rechte Szene, die in Auf­
treten, Strategien und Aktions­
räumen sehr unterschiedlich 
agiert.

Ergebnisse und Diskussion. Die 
Einordnungen und Erlebnisse der 
verschiedenen Teilnehmenden 
zeigten ein sehr unterschiedliches 
Bild. Manche waren bereits weit 
über 30 Jahre gegen die extreme 
Rechte aktiv. Andere wiederum 
engagierten sich, seit 2015 die Zahl 
der Asylsuchenden in Deutschland 
stieg und sich bundesweit eine 
riesige Welle aus rassistischen 
Demonstrationen und Gewalttaten 
aufbaute. Für andere waren es die 
zahlreichen Rechtsrock-Konzerte 
im Freistaat, die sie dazu brachten, 

Welches Bild bzw. Ereignis 
symbolisiert am besten die 
Phase, in der ihr angefangen 
habt, euch zu engagieren, 
und wie war die extrem 
rechte Szene zu dem Zeit-
punkt aufgestellt?

sich gegen Neonazis zu positionie­
ren. Aber auch andere Ereignisse 
waren ausschlaggebend. So berich­
tete eine Teilnehmerin von einem 
Gedenkstättenbesuch in Ausch­
witz, der für sie die Initialzündung 
gewesen sei. 
  In der Diskussion wurde gemein­
sam nach Kontinuitäten und aktu­
ellen Entwicklungen gesucht, die 
sich vor allem für das erfolgreiche 
Agieren extrem rechter Akteur:­
innen abzeichneten. So beispiels­
weise, dass die Hochzeiten der 
extremen Rechten oft als Krisen 
empfundene Situationen sind, der 
ideologische Kern immer in einem 
völkischen Nationalismus besteht 
oder wir aktuell bei den Pandemie-
Leugner:innen-Protesten eine 
rechte Mischszene auf der Straße 
sehen, die es so in den Jahren 
zuvor kaum gab. 
  Anschließend wurden die Thesen 
diskutiert.
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 Abschlusspodium:   Herausforderungen  
 für die Zivilgesellschaft im Kampf gegen  
 Antisemitismus und Rechtsextremismus 

Podiumsdiskussion mit Diana Hennig (Vernetzung der Thüringer Bündnisse, 
Netzwerke und Initiativen gegen Rechts), Reinhard Schramm (Jüdische 
Landesgemeinde Thüringen), Konrad Erben (Initiative Schwarze Menschen  
in Deutschland e.V.) und Fritz Burschel (Rosa-Luxemburg-Stiftung)

Die Diskussion startete mit einem 
Blick auf die Gründungszeit des 
MOBIT e.V. Seit 20 Jahren unter­
stützt MOBIT das Engagement für 
Demokratie und gegen die extreme 
Rechte über Parteigrenzen hinweg. 
Das Podium belegte mit persön­
lichen Erlebnissen, inwieweit die 
Beratung für Aktive einen Unter­
schied macht. Der Weg dahin, dass 
MOBIT e.V. anerkannter Partner der 
demokratischen Zivilgesellschaft 
wurde, war allerdings voller Hür­
den. Der Widerspruch zwischen der 
staatlichen Einhegung aufgrund 
von Förderung und der gleichzei­
tigen Notwendigkeit, staatliches 
Handeln zu kritisieren, begleitet 
die Projekte seit jeher und birgt die 
Gefahr, »zum Spielball der Politik 
zu werden«, spitzt Fritz Burschel 
zu. Das damalige Schwesterprojekt, 
die Opferberatung ABAD, in der er 
als Berater arbeitete, wurde aus 
politischen Gründen abgewickelt. 
Anlass dafür war ihre Kritik an der 
staatlichen Abschiebepraxis. 

  Die kritische Zivilgesellschaft 
hingegen steht vor ganz anderen 
Herausforderungen und muss in 
ihrer Arbeit robust und enttäu­
schungsfest sein. So begleitet das 
Thema Rechtsrock die Bündnis­
vernetzung, der Diana Hennig vor­
steht, seit vielen Jahren. In diesem 
Bereich musste man zahlreiche 
Rückschläge einstecken und konn­
te nur wenige Erfolge verzeichnen. 
Um damit umzugehen, hilft neben 
der Mobilen Beratung vor allem die 
gegenseitige Unterstützung und 
Solidarität innerhalb der Bündnis­
vernetzung. 
  Auch Reinhard Schramm spricht 
aus Perspektive der Jüdischen 
Landesgemeinde Thüringen von 
der Bedeutung von Solidarität.  
Die Zivilgesellschaft, aber auch  
die demokratischen Parteien sind 
für den Kampf gegen Antisemitis­
mus von zentraler Bedeutung, so 
Schramm. Auch wenn die politi­
sche Unterstützung aktuell als gut 
eingeschätzt wird, ist das gesell­
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schaftliche Klima von einem zuneh­
menden Antisemitismus gekenn­
zeichnet und Bündnispartner:­
innen daher umso elementarer: 
»Wichtig ist, […] dass die Gefahr, 
die der wachsende Nationalismus 
jetzt bietet, auch den Juden gegen-
über erkannt wird.« Hierzu bedarf 
es einer klaren Haltung aller demo­
kratischen Akteur:innen. 
  Diese Haltung ist auch nach 
Ansicht von Konrad Erben ein wich­
tiger Gradmesser für die Frage, 
inwieweit man sich im demokrati­
schen Spektrum bewegt. Gerade in 

der Debatte um Antirassismus sei 
es wichtig, auch andere margina­
lisierte Gruppen sowie Gruppen, 
die im Fokus der Ideologie von 
Ungleichwertigkeit stehen, mitzu­
denken. In Bezug auf die Staats­
nähe der Initiative Schwarze Men­
schen in Deutschland (ISD), in des­
sen Bundesvorstand Konrad Erben 
sitzt, spricht er von einer gewissen 
Ambivalenz. Um die wichtige Arbeit 
der Initiative leisten zu können, 
bräuchte es auch staatliche Förde­
rung. »Wenn es um den Staat selber 
geht, so habe ich persönlich und 
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auch wir als Gruppe ein gesundes 
Staatsmisstrauen. […] Der Staat  
ist auch Teil unseres Problems.« 
Deutlich wird dies am Beispiel der 
Polizeistudie zu Rassismus auf 
Bundesebene, die aus Sicht der  
ISD ein Schlag ins Gesicht für alle 
Engagierten und Betroffenen ist. 
Dagegen bräuchte es zwingend 
eine ehrliche und schonungslose 
Debatte und ein wirkliches Pro­
blembewusstsein, um Rassismus 
in der Gesellschaft begegnen zu 
können.
  Eine solche Form der Aufarbei­
tung stand bereits 2019 in den 
Empfehlungen der »Enquetekom­
mission gegen Rassismus und Dis­
kriminierung in Thüringen«. Die 
Umsetzung dieser Empfehlungen 
wird seitdem von zivilgesellschaft­
lichen Akteur:innen immer wieder 
eingefordert. Hier zeige sich aber 
eine wichtige Hürde für zivilgesell­
schaftliches Engagement. So habe 
man wiederholt die Erfahrung 
gemacht, dass diese Forderungen 
gerade von staatlichen Behörden 
ignoriert werden. »Wir kommen 
einfach in viele Ebenen nicht rein 
und das ist sehr, sehr ärgerlich!«, 
beklagt Diana Hennig. Neben den 
Empfehlungen der Enquetekomis­
sion mangelt es auch an der Umset­
zung zahlreicher weiterer Forde­
rungen aus der Zivilgesellschaft 
zur Bekämpfung von Rassismus, 
Antisemitismus und der extremen 
Rechten. Es wird auch weiterhin 
die Aufgabe der kritischen Zivilge­

sellschaft sein, auf die Umsetzung 
zu drängen und diese Forderungen 
im Bewusstsein zu behalten, um 
dem massiven gesellschaftlichen 
Rechtsruck zu begegnen. Dafür, 
plädiert Reinhard Schramm, brau­
che es alle Menschen, die sich als 
Demokrat:innen verstehen und  
die sich auf diese Gemeinsamkeit 
berufen. Dazu gehöre auch eine 
Entkriminalisierung antifaschisti­
schen Engagements, was von den 
Teilnehmenden der Tagung mehr­
fach gefordert wurde. 
  Auch in den kommenden Mona­
ten wird es die Aufgabe zivilgesell­
schaftlicher Akteur:innen sein, 
über extrem rechte Positionen 
aufzuklären, diese als solche zu 
benennen und dagegenzuhalten. 
Überall da, wo es Ungerechtigkeit 
gibt, muss die solidarische Zivil­
gesellschaft aufstehen und sich 
zur Wehr setzen. Egal ob es darum 
geht, bei rassistischen Übergriffen 
einzuschreiten, Netzwerke der 
Solidarität zu bilden oder aber 
Proteste gegen die extreme Rechte 
zu organisieren: Eine solidarische 
Zukunft ist möglich, kommt aber 
nicht von selbst.
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